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Stellungnahme zu den Bahnplanungen am Oberrhein anlässlich der Großkundgebung

am 14. Oktober 2006

„Natürlich brauchen wir den Ausbau des 3. und 4. Gleises am Oberrhein, aber nicht gegen die berechtigen Interessen der dort lebenden Bevölkerung.“ 

Zur aktuellen Diskussion über den Ausbau des 3. und 4. Gleises im Oberrheinbereich insgesamt, ganz besonders aber natürlich in Bezug auf die Situation in meinem Landtagswahlkreis „Breisgau, Kaiserstuhl, Markgräflerland“  fasse ich meine Positionen in sechs Punkten zusammen.

1. Schienenbonus abschaffen

Der Schienenbonus ist veraltet. Die aus dem Jahr 1978 stammende Gesetzeslage ist das Ergebnis damals vorgenommener Feldstudien, sie trifft in keiner Weise mehr die aktuelle Verkehrs- und Lärmrealität und muss deswegen umgehend verändert werden. Wenn es zur Begründung überhaupt noch zusätzlicher wissenschaftlicher Studien bedarf, müssen diese von unabhängigen Wissenschaftlern erstellt sein. Der Schienenbonus darf nicht Grundlage von aktuellen und zukünftigen Bahnplanungen sein. Hierfür werde ich mich weiterhin einsetzen. Die aktuellen Antworten aus dem Bundesverkehrsministerium auf meine entsprechende Initiativen und Nachfragen sind für mich unbefriedigend. Aus diesem Grund werden weitere folgen.

2. Umsetzung der EU Umgebungslärmrichtlinie nutzen

Die Umsetzung der EU Umgebungslärmrichtlinie ist eine Möglichkeit in Punkto Lärmschutz und Lärmschutzpläne, Lärmkartierung in die Offensive zu kommen. Völlig kontraproduktiv sind hierbei Initiativen aus dem Landesumweltministerium die 34.BlmSchV mit einem neuen Paragraphen zu versehen, durch den Lärmminderungsmaßnahmen erst nach 2018 zu realisieren sind. Dies bringt die aktuellen Anstrengungen zur Abschaffung es Schienenbonus nur noch weiter in die Defensive.

3. Entdemokratisierungstenenzen entgegentreten

Initiativen mit dem Ziel einer „Beschleunigung von Planungsverfahren zur Verkehrsinfrastruktur“, wie sie aus Hessen zu vernehmen sind, bergen die Gefahr, dass hierdurch berechtigte Anliegen von Betroffenen zurückgedrängt werden sollen. Ich sehe hierin eher eine Tendenz zur Entdemokratisierung statt zur Entbürokratisierung und lehne sie deswegen ab. Gegen die Interessen der Bevölkerung darf nicht gebaut werden. Für die aktuelle Diskussion in unserer Raumschaft heißt dies, dass die DG AG bereits vor der eigentlichen Planoffenlage ihre Pläne offen legen sollte. Nur so können die Planungen rechtzeitig öffentlich diskutiert werden mit dem Ziel die Belastungen auf das unvermeidbare Maß zu reduzieren. 

4. Trassenführung optimieren
Nachdem von Herrn Mehdorn kürzlich eingeräumt wurde, dass auf der Rheintalstrecke mit weit höheren Zugzahlen im Güterzugbereich zu rechnen ist, müssen sämtliche Planungen und besonders die damit verbundenen Anforderungen an Schallschutz neu justiert werden. Ganz besonders muss dies Anlass sein, die so genannte „Bürgervariante“ zwischen Mengen und Buggingen mit Tieflagen, Teildeckelungen und Landschaftsbrücken (einschließlich einer Verlängerung des Tunnelsaustritts des Allemannenbucks) als echte und in der Raumschaft akzeptierte Alternative zu prüfen. Hierfür werde ich mich weiterhin innerhalb meiner Partei und öffentlich einsetzen. 

5. Neue Finanzierungsmöglichkeiten erschließen
Für die Realisierung der im Interesse der Betroffenen notwendigen aktiven und passiven Lärmvermeidungs- und Lärmverminderungsmaßnahmen, insbesondere durch Umrüstung der Züge, Deckelungen, Tunnellösungen, Tieflagen und Schallschutzwände müssen zusätzliche Finanzierungsmöglichkeiten geschaffen werden. M.E. wären Lärmabhängige Trassenpreise eine gute und sachlich gebotene Möglichkeit eine Finanzierung zu gewährleisten. 

6. Privatisierung der Deutschen Bahn verhindern

Da inzwischen immer deutlicher wird, dass viele Probleme mit dem geplanten Börsengang der Deutschen Bahn in Zusammenhang zu bringen sind, sollte dieser Börsengang m.E. grundsätzlich in Frage gestellt werden. Bei diesem gigantischen Privatisierungsprojekt profitieren kurzfristig wenige private Investoren. Eine nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung des umweltfreundlichen Verkehrssystems Bahn kann nur gewährleistet werden, wenn sie unter unabhängiger staatlicher Kontrolle erfolgt.

Kräfte für eine politische Lösung bündeln

Es scheint mir sinnvoll - trotz oder gerade wegen sicherlich vorhandener Unterschiede in den politischen  Bewertung - dass alle Abgeordneten aus Südbaden an einen runden Tisch eine gemeinsame Linie finden, um auf politischem Weg eine Grundlage für eine Bahnplanung am Oberrhein zu erreichen, die nicht gegen die dort lebende Bevölkerung gerichtet ist.   
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